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bloßen Kenntnissen – abzustellen. Das Schöffenamt ist
ein aktives Amt. Schöffinnen und Schöffen müssen dem
Geschehen nicht nur passiv folgen können, sie haben
eine aktive Rolle. Ein Urteil ist das Ergebnis von Bera-
tungen. Für und Wider sind diskursiv abzuwägen. Auch
das ist ein hohes und zutiefst demokratisches Element in
unseren Gerichtsverfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das setzt aber voraus, dass die an der Beratung Beteilig-
ten ihre Standpunkte auch tatsächlich vor- und einbrin-
gen können. Dazu muss man mehr können, als bloß zu
verstehen. Salopp formuliert: Man muss in der Lage
sein, den gesunden Menschenverstand, den Schöffinnen
und Schöffen in die Beratung einbringen sollen, auch
tatsächlich zu artikulieren – nicht weniger, aber auch
nicht mehr. Daher werden wir der vorgesehenen Ergän-
zung des § 33 GVG zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-

stimmung über den vom Bundesrat eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des § 33 des Gerichts-
verfassungsgesetzes. Der Rechtsausschuss empfiehlt in
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/2350,
den Gesetzentwurf des Bundesrates auf Drucksache 17/1462
in der Ausschussfassung anzunehmen. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen verlangt getrennte Abstimmung.

Ich rufe die Ziffer 2 der Beschlussempfehlung auf,
und zwar nur Art. 1 Buchstaben a und b. Ich bitte dieje-
nigen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. –
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dieser Teil des Ge-
setzentwurfs ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, der Fraktion der SPD bei Gegenstimmen von den
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen. 

Zum anderen rufe ich die Ziffer 1 der Beschlussemp-
fehlung und Ziffer 2 der Beschlussempfehlung, und
zwar nur Art. 1 Buchstabe c sowie Art. 2 des Gesetzent-
wurfs auf. Ich bitte diejenigen, die zustimmen wollen,
um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Auch dieser Teil des Gesetzentwurfs ist – diesmal
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen, bei Gegenstimmen der Fraktion
Die Linke – angenommen. Damit ist der Gesetzentwurf
insgesamt angenommen. 

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem Ge-
setzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Der Gesetzentwurf ist mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD-Frak-
tion bei Gegenstimmen der Fraktion Die Linke und Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Matthias Miersch, Dirk Becker, Gerd

Bollmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD

Keine Patente auf Pflanzen und Tiere

– Drucksache 17/2016 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike
Höfken, Priska Hinz (Herborn), Jerzy Montag,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Patentierung von Pflanzen, Tieren und biolo-
gischen Züchtungsverfahren stoppen

– Drucksache 17/2141 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. Gibt es
dagegen Widerspruch? – Das ist wohl nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Dr. Matthias Miersch von der SPD-
Fraktion das Wort.

Dr. Matthias Miersch (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

„Keine Patente auf Pflanzen und Tiere“, das ruft bei dem
einen oder anderen Zuhörer dieser Debatte sicherlich
erst einmal Erstaunen hervor: Worum geht es? Wenn
man dann noch hört, dass es darum geht, dass den Pa-
tentämtern inzwischen in der Tat Anträge vorliegen, sich
das gute Schnitzel oder den herkömmlichen Brokkoli pa-
tentieren zu lassen, dann merkt man schnell: Auf der ei-
nen Seite ist das Schmunzeln vielleicht nicht aus dem
Gesicht zu bekommen, auf der anderen Seite aber auch
die Verwunderung nicht.

Um das Thema, um das es hier und heute geht, auf
den Punkt zu bringen, will ich zu Beginn meiner Rede
ein Zitat eines Vertreters eines großen, multinationalen
Konzerns anführen, der gesagt hat: Unser Ziel ist es, die
Ernährung der Bevölkerung vom Acker bis zum Teller
zu steuern. – An diesem Zitat wird deutlich, welche Stra-
tegie in bestimmten Zentralen dieser Welt ausgeheckt
wird und wie diese Strategie aussieht. Wir sind gut bera-
ten, diese Entwicklung sehr aufmerksam zu verfolgen.

Es geht um drei zentrale Bereiche, die alle Menschen
weltweit betreffen: Das ist Energie, das ist Wasser, und
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das ist die Ernährung. Wenn es gelingt, sich ein Recht
auf die Ernährung zu sichern und dieses Recht als Werk-
zeug zu verwenden, um die Ernährung zu steuern, wenn
nicht sogar zu monopolisieren, dann haben wir nicht nur
ein ökologisches, sondern auch ein ökonomisches und
vor allen Dingen ein soziales Problem. Deswegen haben
wir heute diesen Antrag eingebracht.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Worum geht es? Wir können sehen, dass die Zahl der
Anträge für Patente auf Pflanzen, aber nicht nur auf
Pflanzen, sondern generell auf die ganze Ernährungs-
kette, angefangen bei der Pflanze über Samen bis hin zu
den daraus resultierenden Produkten einer Pflanze – es
geht beispielsweise nicht nur um die Sojapflanze, son-
dern auch um ihr Öl –, zunimmt. Wir sehen auch, dass es
nicht mehr nur darum geht, sich beispielsweise gentech-
nisch verändertes Futter schützen zu lassen, sondern
gleich das Futter, das Schwein, das es gefressen hat, und
auch das Schnitzel, das daraus letztlich erwachsen wird.

Diese Beispiele zeigen, ein bisschen umgangssprach-
lich formuliert, dass es hier tatsächlich um das Elemen-
tarste geht. Wir müssen aufpassen, dass wir unser Recht
auf gewerblichen Schutz, das eigentlich dazu dient, Er-
findungen zu schützen, sehr wohl in Einklang mit den
Interessen der Bevölkerung weltweit bringen.

Wir erleben augenblicklich aber genau das Gegenteil:
dass dieses Recht zu ungenau ist, dass die Begriffe, mit
denen in den Patentämtern hantiert wird, auslegungsfä-
hig sind, sodass sie nach unserer Auffassung miss-
braucht werden. Wir sind gut beraten, uns zu fragen: Wie
können wir hier eine Grenze einziehen, damit es nicht zu
diesen Missbräuchen kommt?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es kann nicht sein, dass wir sagen: Eine Pflanzensorte
darf nicht patentiert werden; aber das Gen, das wir in
eine Pflanze stecken, kann dazu führen, dass sämtliche
Pflanzenarten, ganze Baumgruppen beispielsweise,
plötzlich patentierungsfähig sind. Dies erleben wir zur-
zeit. Wir als Gesetzgeber dürfen nicht als Zuschauer
agieren, sondern wir sind es, die über gesetzliche Grund-
lagen entscheiden. Wir müssen diese Verantwortung
wahrnehmen und dürfen diese Verantwortung nicht Ge-
richten überlassen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer sich vor Augen hält, worüber das Europäische
Patentamt in München am 20. und 21. Juli dieses Jahres
verhandelt, der sieht, dass wir es mit dem Versuch zu tun
haben, sogar konventionelle Züchtungsverfahren schüt-
zen zu lassen. Damit schafft man nicht nur das Recht an
einer Pflanzensorte, sondern man setzt sehr viel früher
an. Man setzt beim Züchtungsverfahren an und versucht,
sich das Recht, mit diesem Verfahren eine Pflanzensorte
zu züchten, schützen zu lassen. 

Wenn jemand dieses Recht hat, dann wird es niemand
anderem möglich sein, auf dieses Züchtungsverfahren
zurückzugreifen. Dies wird zu einem Problem, weil so-

zusagen der Ursprung der Ernährung schon mit einem
Recht behaftet ist. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die
SPD-Bundestagsfraktion ist der Meinung, dass dies
nicht sein darf.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir in diesem Hohen Hause sind gut beraten, uns
diese Rechtsentwicklung aufmerksam anzusehen und im
Übrigen auch das zur Kenntnis zu nehmen, was der Wis-
senschaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministe-
rium uns sogar schon vor einigen Jahren auferlegt hat.
Da hat er nämlich geschrieben, dass er die Erteilungspra-
xis des Europäischen Patentamts mit Besorgnis zur
Kenntnis nimmt. Wenn man dann noch sieht, dass eine
unabhängige Kontrollinstanz fehlt und dass dieses Amt
durch die für die Patente gezahlten Gebühren und nicht
durch unabhängige Gelder finanziert wird, sodass die
Neigung, ein Patent zu verwehren, nicht besonders stark
ausgeprägt ist, dann weiß man, dass wir hier über sehr
grundsätzliche Dinge reden müssen. Ich lade Sie alle
recht herzlich ein, das gemeinsam zu tun. Der Deutsche
Bundestag sollte möglichst einmütig zum Ausdruck
bringen, dass diese Rechtsentwicklung von uns allen
nicht gewollt ist. Das ist ein dickes Brett, weil es nicht
nur um nationales, sondern auch um europäisches Recht
geht. Aber wir müssen hier handeln, weil diese Rechts-
entwicklung schädlich für die Menschen ist.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Stephan Harbarth von

der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Stephan Harbarth (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Über das Thema der Patentierung von Tieren und Pflan-
zen hat der Deutsche Bundestag bereits im vergangenen
Jahr debattiert. Damals wurde ein Antrag diskutiert, der
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vorgelegt
wurde. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sieht in den
jetzt eingebrachten Anträgen durchaus erstrebenswerte
Zielsetzungen. Auch in der Koalitionsvereinbarung hat
die christlich-liberale Koalition klar geäußert, dass sie
auf landwirtschaftliche Nutztiere und Nutzpflanzen
keine Patente will. Wörtlich heißt es dort: 

Unabhängig vom Schutz des geistigen Eigentums
wollen wir auf landwirtschaftliche Nutztiere und
-pflanzen kein Patentrecht. 

Das ist an Klarheit nicht zu überbieten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir bekennen uns im Koalitionsvertrag – auch vor
dem Hintergrund internationaler Abkommen – aber auch
ganz klar und ebenso zu Recht zum Schutz des geistigen
Eigentums:
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Innovationen und Erfindungen sind für die volks-
wirtschaftliche Entwicklung unseres an Rohstoffen
armen Landes, für die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit unseres Landes und für den Schutz von
Arbeitsplätzen in Deutschland von zentraler Bedeu-
tung. Wir wollen deshalb den rechtlichen Rahmen
für einen wirksamen Schutz des geistigen Eigen-
tums durch Patente, Marken und Muster weiter
stärken und den Zugang zu Schutzrechten für den
Mittelstand erleichtern. 

Wir werden uns auch auf europäischer und interna-
tionaler Ebene für wirksame Maßnahmen gegen die
weltweite Marken- und Produktpiraterie einsetzen. 

So formuliert es der Koalitionsvertrag sehr eindrucks-
voll.

Wir stehen für den Schutz des geistigen Eigentums.
Aber wir stehen nicht für einen Schutz des geistigen Ei-
gentums um jeden Preis. Wir stehen nicht für einen
Schutz des geistigen Eigentums unter Aufgabe ethischer
Grundsätze. Zu diesen ethischen Grundsätzen gehört die
Überzeugung, dass Tiere und Pflanzen zentrale Bestand-
teile unserer Schöpfung sind. Eine Politik, die sich ethi-
schen Grundsätzen verpflichtet weiß, kann aber nicht bei
dieser Überzeugung stehen bleiben. Sie muss zugleich
berücksichtigen, dass auch wissenschaftlicher Fortschritt
zur Lösung von Problemen und zur Linderung von Leid
ethisch begründet sein mag. 

Legt man diese Maßstäbe zugrunde, wird klar: Auch
im Biopatentrecht werden Änderungen unumgänglich
sein. Aber ebenso klar ist: Der heutige Zeitpunkt ist für
die Diskussion, an welchen Stellen man das Biopatent-
recht tatsächlich ändern muss, um die Patentierung von
Pflanzen, Tieren und biologischen Züchtungsverfahren
zu verhindern, denkbar ungeeignet.

Warum ist er denkbar ungeeignet? Er ist deshalb
denkbar ungeeignet, weil in wenigen Tagen vor der Gro-
ßen Beschwerdekammer des Europäischen Patentamts
die mündliche Verhandlung zum sogenannten Brokkoli-
Patent stattfinden wird. Dabei geht es entscheidend um
den Begriff eines im Wesentlichen biologischen Verfah-
rens. Dies ist von herausragender Bedeutung für die Ab-
grenzung herkömmlicher, nicht patentierungsfähiger
Züchtungsverfahren einerseits und patentierbarer erfin-
derischer Leistungen andererseits. Diese Entscheidung
sollten wir in Ruhe abwarten und sie dann der weiteren
Debatte zugrunde legen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sollte sich dabei herausstellen, dass solche biologi-
schen Verfahren, bei denen ein geringer und damit unwe-
sentlicher technischer Anteil hinzukommt, keine – wie
das Gesetz es formuliert – „im Wesentlichen biologi-
schen Verfahren“ sind, dann wird gesetzlicher Ände-
rungsbedarf bestehen. Dann wird es darum gehen, die
gesetzlichen Grundlagen zu ändern, weil anderenfalls
Patente möglich wären, für die es inhaltlich keine Recht-
fertigung gibt. Dies darf nicht sein. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihnen in Erin-
nerung rufen, dass es vor fünf Jahren CDU und CSU wa-

ren, die im Rahmen der Umsetzung der Biopatentrichtli-
nie die Eingrenzung der Reichweite des Patentschutzes
durch die Einschränkung des Stoffschutzes initiiert ha-
ben. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie waren gar nicht dabei!)

Damit haben wir in Deutschland ein Schutzniveau
durchgesetzt, das über die europäischen Vorgaben hi-
nausgeht. Der damalige Vorschlag der rot-grünen Bun-
desregierung sah vor, die Bestimmung der Reichweite
des Patentschutzes den Gerichten zu überlassen. Auf-
grund der Initiative von CDU/CSU ist in Deutschland
nun eine Patentierung menschlicher Gensequenzen nur
dann möglich, wenn die Verwendung der Sequenz mit in
den Patentanspruch aufgenommen wird. Damit wurde
der absolute Stoffschutz durch einen zweckgebundenen
Stoffschutz ersetzt, sodass der Stoffschutz in Deutsch-
land nur für die in dem Patent beschriebene Verwendung
gilt. Dass Sie dieses hohe Schutzniveau, das Sie CDU
und CSU verdanken, heute auch auf europäischer Ebene
erreichen wollen, spricht allerdings für Ihre Erkenntnis-
fähigkeit und freut uns deshalb umso mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Auch die christlich-liberale Koalition will nicht, dass
Patente auf jahrhundertealte Züchtungs- und Selektions-
verfahren und deren Nutzen zu einer Gewinnmaximie-
rung für wenige und zum gleichzeitigen Ausschluss brei-
ter Bevölkerungsschichten von diesen Errungenschaften
führt. Auch wir sind gegen Patente auf landwirtschaftli-
che Nutztiere und Nutzpflanzen und sprechen uns des-
halb für eine entsprechende Änderung des europäischen
Biopatentrechts aus. Wir sind jedoch der Meinung, dass
es erst nach der Entscheidung des Europäischen Patent-
amts Sinn machen wird, sich im Rahmen des Schnürens
eines Gesamtpakets zu überlegen, inwieweit zur Errei-
chung dieses Ziels und darüber hinaus Handlungsbedarf
auf europäischer Ebene besteht und inwieweit das Bio-
patentrecht tatsächlich geändert werden muss. 

Dabei kann es definitiv nicht angehen, unsere Schöp-
fung zu kommerzialisieren. Der Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen und die Bewahrung der Schöpfung
auch vor kommerzieller Reservierung sind Kernanliegen
christlich-demokratischer Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Aber es muss auch klar sein: Wir dürfen berechtigte
Interessen von Forschung und Wissenschaft nicht ein-
fach grundlos vom Tisch wischen. Wir dürfen nicht zu-
lassen, dass die Früchte der herausragenden deutschen
Forschungsleistungen in anderen Ländern geerntet wer-
den. Deshalb brauchen wir auch ein zeitgemäßes Patent-
recht, das internationalen Standards entspricht.

Dabei leben wir in Deutschland mit Sicherheit nicht
von zweifelhaften Patenten, um die man sich so lange
streiten muss, bis sie ohnehin wertlos geworden sind.
Aber wir leben vom Rohstoff Grips. Wir leben von der
Innovationskraft unserer Menschen im Dienste der Men-
schen, und dies dürfen wir nicht grundlos preisgeben.
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Meine Damen und Herren, seien Sie versichert: Die
christlich-liberale Koalition hat ein großes Interesse da-
ran, gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren eine gute,
eine tragfähige Lösung zu finden. Ich appelliere daher an
Sie und an uns alle, ohne überkommene Klischees und
ohne selbstauferlegte Denkverbote und ohne pawlow-
sche Reflexe in eine sachliche, lösungsorientierte Dis-
kussion einzutreten, sobald die Entscheidung des Euro-
päischen Patentamts vorliegt. 

Und es geht hier wie immer auch um Ehrlichkeit. Und
zur Ehrlichkeit gehört es, an dieser Stelle anzumerken,
dass Rot-Grün die europäische Biopatentrichtlinie erst
mit fünf Jahren Verspätung in deutsches Recht umge-
setzt hat. Die Richtlinie ist von 1998, sie war bis 2000
umzusetzen. Sie haben unter Bruch geltenden Rechts
diese Richtlinie erst 2005 umgesetzt.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gott sei Dank!)

Schon damals haben Sie offensichtlich keine Dringlich-
keit der Materie gesehen.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Waren Sie eigentlich dabei?)

Heute pressiert es Ihnen so sehr, dass Sie nicht einmal
die Entscheidung des Europäischen Patentamts abwarten
wollen. Dass Sie jetzt eine solche Eile zur Schau stellen,
macht Sie gewiss nicht glaubwürdiger.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch Blödsinn! Wer hat Ihnen
das aufgeschrieben?)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege, Entschuldigung, ich darf Sie einen Mo-

ment unterbrechen. Lassen Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Röspel zu?

Dr. Stephan Harbarth (CDU/CSU): 
Sehr gerne.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Herr Röspel.

René Röspel (SPD): 
Vielen Dank. – Herr Kollege, Sie haben jetzt mehr-

fach behauptet, es sei der Union zu verdanken, dass ge-
wisse Ausnahmen gegenüber der europäischen Biopa-
tentrichtlinie bei der Umsetzung zum Tragen gekommen
sind. Ich habe das ganz anders in Erinnerung, nämlich
so, dass die Kollegen aus der FDP und aus der Union auf
eine Umsetzung der EU-Biopatentrichtlinie von 1998
ohne Veränderung, nämlich eins zu eins, gedrängt haben.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eins zu eins!)

Ich bitte Sie, mir jetzt Ihre Quellen und Belege dafür zu
nennen bzw. zu geben, dass Sie die Genpatentierung und
auch die Reichweite einschränken wollten.

Dr. Stephan Harbarth (CDU/CSU): 
Wir haben in den Verfahren damals zum Ausdruck

gebracht, dass wir keinen absoluten Stoffschutz, sondern
einen konkreten Stoffschutz wollten. Ich reiche Ihnen
die entsprechenden Unterlagen gerne nach.

(René Röspel [SPD]: Darauf bin ich sehr ge-
spannt!)

Ihre Erfolgsbilanz ist, dass Sie die EU-Biopatentricht-
linie von 1998 nicht mit einem Jahr, nicht mit zwei Jah-
ren und auch nicht mit drei Jahren, sondern mit sage und
schreibe fünf Jahren Verspätung umgesetzt haben.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Herr
Röspel! Unglaublich! Da hätten Sie mal lieber
keine Zwischenfrage gestellt!)

Sie haben das im Stile eines Bummelzugs betrieben, und
nachdem Sie von Bord gegangen waren, beschweren Sie
sich jetzt, dass er nicht die Geschwindigkeit eines ICEs
aufgenommen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – René Röspel [SPD]: Ich bin
gespannt auf die Unterlagen! – Ulrike Höfken
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Quatsch! Sie
haben nicht einmal verstanden, was in den Un-
terlagen steht!)

Aus Sicht der CDU/CSU-Fraktion macht die von Ih-
nen demonstrierte Eile keinen Sinn. Lassen Sie uns zu-
nächst die Entscheidung des Europäischen Patentamts
abwarten. Deshalb sind Ihre Anträge zum jetzigen Zeit-
punkt abzulehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat die Kollegin Dr. Kirsten Tackmann von

der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Liebe Gäste! Warum werden Biopatente über-
haupt beantragt, und warum sind es gerade Brokkoli,
Schweine und Sonnenblumen, die ins Visier der Patent-
jäger geraten sind? Aus Sicht der Linken ist das kein Zu-
fall. Das Ziel, das mit Patenten verfolgt wird, ist nämlich
die Kontrolle über Wissen, und in allen drei Fällen geht
es um Lebensmittel. 

Wer über Biopatente Nahrungsmittel kontrolliert, hat
Macht bis hin zur Erpressbarkeit. Deshalb ist die Kon-
trolle über Nahrungsmittelquellen eine der effektivsten
Gelddruckmaschinen, die es gibt, weshalb wir dort ge-
nau hinschauen müssen.

Beim Patentrecht geht es um eine sehr grundsätzliche
Frage: Was hat Vorrang? Ist es der Schutz des Rechts auf
Zugang zu Wissen oder die Sicherung des Rechts auf
seine wirtschaftliche Verwertung? Bei Biopatenten spitzt
sich dieser Interessenkonflikt noch weiter zu, weil es um



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 51. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 1. Juli 2010 5331

Dr. Kirsten Tackmann

(A) (C)

(D)(B)

Wissen über Nahrungsquellen geht. Aus Sicht der Lin-
ken ist der Zugang zu diesem Wissen durch Biopatente
aber nicht zu blockieren. Der Grundsatz „Keine Patente
auf Leben“ ist für uns nicht verhandelbar.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dies ist auch breiter Konsens inner- und außerhalb
der Parlamente. Auch der Bundestag hätte diese Position
längst beschließen können. Linke, SPD und Grüne wa-
ren sich schon vor einem Jahr einig – zumindest bei die-
sem Thema –, aber die SPD hatte in der Großen Koali-
tion leider nicht die Kraft, das dann auch durchzusetzen.
Dabei besteht dringender Handlungsbedarf; denn die
Kritik an der europäischen Patentgesetzgebung und dem
Europäischen Patentamt wächst; das ist schon genannt
worden. 

Die Spielräume in der schwammigen EU-Biopatent-
richtlinie werden skrupellos ausgenutzt. Sie existieren
nicht versehentlich, sondern absichtsvoll. Ein Beispiel:
Patente auf im Wesentlichen biologische Verfahren zur
Züchtung von Pflanzen und Tieren dürfen nicht erteilt
werden. Doch wer definiert „im Wesentlichen“? Dem
Missbrauch durch findige Juristen im Auftrag von Saat-
gutkonzernen, der Chemieindustrie und Gentechnikun-
ternehmen wird hier Tür und Tor geöffnet. 

Die Linke will verhindern, dass die Grundlagen des
Lebens zur Beute privatwirtschaftlicher Interessenten
werden. Die Natur ist keine schützenswerte Erfindung,
sondern das Ergebnis der Evolution. Gene können ent-
deckt und ihre Funktion kann aufgeklärt und genutzt
werden, aber sie sind kein privater Besitz, und sie dürfen
es auch nicht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist doch geradewegs absurd, dass immer öfter
wichtige Forschungsergebnisse nur deshalb nicht mehr
wissenschaftlich veröffentlicht und damit allgemein zu-
gänglich gemacht werden, um ihre wirtschaftliche Ver-
wertung nicht zu gefährden. 

Wenn Forschung in diesem Maße finanziellen Ver-
wertungsinteressen unterworfen wird, behindert das den
Wissensfortschritt, den die gesamte Gesellschaft drin-
gend braucht. Dieser Fesselung auch der Agrarwissen-
schaften dürfen wir nicht tatenlos zusehen. 

Ein weiterer Aspekt ist mir wichtig, der im Grünen-
Antrag steht. Die Agrogentechnik ist eine Risikotechno-
logie. Eine unabhängige Begleitforschung zu ökologi-
schen und gesundheitlichen Gefahren wird deshalb drin-
gend gebraucht. Wir müssen genau wissen, ob zum
Beispiel Gentechnikmais das Bodenleben beeinflusst, ob
die Gentechkartoffel Amflora von Wildschweinen ge-
fressen wird und was gegebenenfalls die Folgen sind.
Doch es mehren sich Berichte, dass kritischen Forsche-
rinnen und Forschern das für diese Arbeiten dringend
nötige gentechnisch veränderte Saatgut nicht zur Verfü-
gung gestellt wird. Damit sabotieren Konzerne die kriti-
sche Forschung, selbst dann, wenn sie öffentlich finan-

ziert wird. Das ist absolut inakzeptabel und muss
unverzüglich korrigiert werden. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das Fazit der Linken: Das aktuelle Biopatentrecht
verstärkt die Macht von Agrokonzernen gegen die Inte-
ressen der Gesellschaft. Dagegen müssen wir Wider-
stand leisten – in Deutschland, in der EU und bei der
WTO. Das Biopatentrecht darf das Recht auf Teilhabe an
Wissen nicht einschränken. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Stephan Thomae von der

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Stephan Thomae (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die von

den Fraktionen der SPD und des Bündnisses 90/Die
Grünen eingebrachten Anträge auf ein vollständiges Ver-
bot der Patentierung von Tieren und Pflanzen greifen
zwar durchaus diskussionswürdige Themen und Frage-
stellungen auf, aber sie gehen eindeutig viel zu weit. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Peter 
Bleser [CDU/CSU])

Patente haben eine wichtige Doppelfunktion: zugunsten
des Erfinders und der Allgemeinheit. Einerseits schützen
sie nämlich die Investitionen des Patentinhabers, ande-
rerseits aber gewährleisten sie der Öffentlichkeit Ein-
blick in die Erfindung. Durch die Veröffentlichung fließt
die Erfindung in den allgemein zugänglichen wissen-
schaftlichen Wissensstand ein. Die Alternative wäre,
dass ein Unternehmen seine Neuentwicklungen nicht
zum Patent anmeldet, sondern geheim hält. Dann aber
kann die Wissenschaft nicht auf der Grundlage des Pa-
tentes aufbauen und weiterforschen, und sie kann die Er-
findung nicht substanziell und substanziiert kritisieren.
Es muss deshalb gerade im Interesse einer kritischen
Wissenschaftsbeobachtung sein, dass biotechnologische
Erfindungen im Patentverfahren veröffentlicht werden.
Das ist aber mit dem geforderten Pauschalverbot jegli-
cher Patente auf Tiere und Pflanzen nicht möglich. 

Es geht, Frau Kollegin Dr. Tackmann, nicht darum,
die Kontrolle über Natur und Lebensmittel zu erhalten,
sondern es geht darum, dass Patente das geistige Eigen-
tum eines Erfinders schützen und die Erfindung zugleich
auch der Öffentlichkeit zugänglich machen sollen. Sie
stellen damit eine Alternative zur Geheimhaltung von
Forschungsergebnissen dar. 

Auch die FDP ist der Meinung, dass eine Überprü-
fung der Patenterteilungspraxis des Europäischen Pa-
tentamtes im biotechnologischen Bereich – übrigens
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auch in anderen Bereichen – durchaus Sinn macht. Die
FDP teilt auch die Auffassung, dass Patente konsequent
ausschließlich auf biotechnologische Erfindungen erteilt
werden sollten und nicht auf biologische Entdeckungen.
Auch die Patentierung biologischer Züchtungsverfahren
und ihrer Produkte lehnt die FDP ab. Diese Abgrenzung
muss möglicherweise verbessert oder auch gesetzlich
konkretisiert werden, falls das die Rechtsprechung nicht
aus eigener Kraft leisten kann. Allerdings gibt es mo-
mentan dafür nicht genügend Anhaltspunkte. Die FDP
ist ebenfalls der Ansicht, dass die bestehenden Rechts-
unsicherheiten beseitigt werden müssen. Das aber kann
nicht jetzt im Zusammenhang mit den von Ihnen vorge-
legten Anträgen geschehen, sondern das muss nach der
Entscheidung der Großen Beschwerdekammer des Euro-
päischen Patentamtes in den aktuellen Fällen – Brokkoli
und Tomaten – geprüft werden. Momentan ist es dafür
noch zu früh.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Ulrike Höfken von

Bündnis 90/Die Grünen. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Zum Kollegen Harbarth nur so viel: Neue Ab-
geordnete genießen ja immer einen gewissen Welpen-
schutz, aber die Debatte völlig von den Füßen auf den
Kopf zu stellen, das geht nicht. Ich glaube, Sie haben die
Unterlagen der rot-grünen Koalition mit denen der CDU/
CSU oder der jetzigen Koalition verwechselt. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Steht so im Proto-
koll des Bundestags!)

Es war nun so, dass die Umsetzung der Biopatent-
richtlinie genau die Probleme geschaffen hat, die wir ge-
rade haben. Wir haben damals sehr zu Recht – übrigens
auch mit vielen von Ihnen und dem Deutschen Bauern-
verband – gegen das ganze Heer der Juristen dafür ge-
kämpft, in der deutschen Rechtsprechung ein Züchter-
privileg oder eine Percy-Schmeiser-Klausel und
Ähnliches zu verankern, um das Schlimmste zu verhin-
dern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Nichtsdestotrotz, Kollege Miersch, ich wäre auch
glücklich gewesen, Sie hätten diese Rede schon vor ge-
nau einem Jahr halten können. Damals war die Situation
genau umgekehrt. Zu dem damaligen Antrag der Grünen
zur Veränderung der Biopatentrichtlinie haben Sie ge-
sagt: Lassen Sie uns doch abwarten, überprüfen. – In-
zwischen haben wir erteilte Patente.

Ich will jetzt auf das zu sprechen kommen, was im
Mai passiert ist, nämlich auf die Erteilung des „Sonnen-
blumen-Patents“. Das ist übrigens ein klarer Vorgriff auf
die „Brokkoli-Entscheidung“ oder die „Tomaten-Ent-

scheidung“, die jetzt kommt. Beim „Sonnenblumen-Pa-
tent“ ist es genau zu dem gekommen, was die Kollegen
von der FDP auch nicht wollen: Der ursprüngliche Pa-
tentantrag umfasste neben dem konventionellen Züch-
tungsverfahren einer speziellen Sonnenblumensorte
auch das Saatgut, die Pflanze, sogar die Verwendung des
Öls zum Braten und Backen und einen unglaublich wei-
ten Claim. Dieses Patent ist dann im Verfahren auch tat-
sächlich erteilt worden. Man hat im Einspruchsverfahren
nur das Züchtungsverfahren als „nicht patentierbar“ be-
urteilt, aber die anderen Ansprüche bestehen lassen.

Damit ist genau die Situation eingetreten, die wir
schon Dutzende Male erlebt haben, nämlich dass etwas
patentiert wird, was mit Erfindung nichts mehr zu tun
hat. Das heißt, wir müssen zu einer rechtlichen Konse-
quenz kommen, zu einer Veränderung dieser Gesetze.
Ich finde, das muss im Sinne einer Eigentumswahrung,
im Sinne von Innovationsermöglichung möglichst
schnell geschehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Moment werden jeden Monat 10 bis 20 neue Pa-
tente erteilt. Übrigens war vor einem Jahr ein Argument
von Ihnen, die Widerspruchsverfahren seien doch alle so
klasse und erfolgreich. 70 Prozent sind tatsächlich er-
folgreich. Aber Sie müssen sich auch mal vor Augen
halten, was das für die mittelständischen Firmen oder
Länder oder auch die Umweltgruppen, Kirchen, und wer
alles dabei ist, bedeutet. Im Fall einer solchen Ein-
spruchseinlegung fallen oft Kosten von bis zu
100 000 Euro an, und auf den Kosten bleibt man auch
bei Erfolg sitzen. Das heißt, im Fall des Patentrechts gilt
de facto das Recht des finanziell Stärkeren. Das kann ja
nun nicht Grundlage einer Gesetzgebung sein. Das ist
eine grobe Wettbewerbsverletzung und fördert eine bis-
her undenkbare Monopolisierung in der Land- und Le-
bensmittelwirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Patente sind die Lizenz zum Gelddrucken. Das
sehe ich auch so wie die Kollegin Tackmann. Man sieht
übrigens, dass die Patente echte Preistreiber sind. Wenn
man mal auf die Daten in den USA schaut, die dort über
die Kosten des Saatguts veröffentlicht worden sind, dann
sieht man beim Mais eine 30-prozentige Preissteigerung
im Jahr 2009 gegenüber 2008. Bei Soja sind es
25 Prozent, womit nicht im Mindesten entsprechende
Ertragssteigerungen verbunden sind.

Inzwischen beherrschen zehn große Konzerne zwei
Drittel des globalen Saatgutmarktes, und die dominie-
renden von denen, Monsanto, Syngenta, DuPont und
Bayer, beherrschen auch den Düngemittel- und Pestizid-
markt. Hier sind die Patente tatsächlich eine Lizenz zum
Gelddrucken. 

Wir wollen die Forschungsfreiheit sicherstellen und
damit auch die Praxis wieder so gestalten, dass For-
schungsfreiheit und Zugang zu Daten im Sinne des Ge-
setzes wieder möglich sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU)
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Wir wollen kein Patent auf Leben, kein Patent auf
Pflanzen und Tiere – so wie es in Ihrem Koalitionsver-
trag steht; daran darf ich erinnern –, wir wollen eine
Überarbeitung der Konstruktion des Europäischen Pa-
tentamts und die Beseitigung aller Interpretationsspiel-
räume. Ich hoffe, dass wir gemeinsam dazu kommen,
hier eine bessere Gesetzesgrundlage zu erstreiten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem

Kollegen Dr. Matthias Miersch.

Dr. Matthias Miersch (SPD): 
Frau Kollegin Höfken, Sie haben mich persönlich an-

gesprochen und gesagt, Sie hätten sich gewünscht, dass
ich bereits vor einem Jahr diese Rede gehalten hätte. Ich
möchte Sie fragen: Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, dass ich, seitdem ich diesem Hohen Hause ange-
höre, nämlich seit 2005, in vielen Reden diesen Stand-
punkt für die SPD-Bundestagsfraktion immer sehr
deutlich vertreten habe, dass man aber, wenn man in ei-
ner Koalition ist – das wissen Sie sicherlich auch aus ei-
gener Erfahrung –, seine Position nicht immer eins zu
eins in Gesetzentwürfe und Entschließungsanträge um-
setzen kann?

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zur Erwiderung, Frau Höfken.

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das erkenne ich sehr gern an. Das war auch kein An-

griff auf Sie. Ich hoffe nur, dass wir aus der Debatte von
vor einem Jahr lernen können. Alle Argumente, die da-
mals gegen eine Gesetzesänderung und entsprechende
Initiativen vorgebracht worden sind, wurden inzwischen
einer Prüfung unterzogen. Jetzt muss man endlich zum
Handeln kommen.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Vielen Dank. – Dann hat als nächster Redner das

Wort der Kollege Dr. Max Lehmer von der CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Max Lehmer (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Werte Gäste! Die politische Diskus-
sion um die Patentierung von Nutztieren und Nutzpflan-
zen wird in der Öffentlichkeit, sicher auch heute, mit
großer Aufmerksamkeit verfolgt. Mit der rasant fort-
schreitenden Entwicklung der Biotechnologie im In- und
Ausland gewinnt dieses Thema selbstverständlich immer
mehr an Bedeutung und – Herr Miersch, Sie haben auf
Entwicklungen hingewiesen, die zu Recht Sorge bereiten –
gibt den Menschen Anlass zu Ängsten und Befürchtun-

gen. Gerade deshalb, denke ich, muss die Debatte mit
großer Sorgfalt geführt werden.

Die Frage der Patentierbarkeit führt automatisch zu
Interessenkonflikten zwischen dem Schutz des geistigen
Eigentums auf der einen Seite und dem Grundsatz der
allgemeinen Verfügbarkeit natürlicher genetischer Res-
sourcen auf der anderen Seite. Ich glaube, das ist der
Kernpunkt. Der Schutz geistigen Eigentums über Pa-
tente ist in einem Hochtechnologieland wie Deutschland
generell unverzichtbar; denn der Schutz einer Erfindung
und die Wertschöpfung, die aus deren Vermarktung ge-
zogen werden kann, sind ein großer Ansporn, erfinde-
risch tätig zu werden und besser zu sein als andere.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Des Weiteren macht dieser Schutz Innovationen der
Öffentlichkeit zugänglich. Frau Höfken, Sie sollten nicht
nur negativ über Patente und Verteuerungen in der Praxis
reden; Sie sollten auch sagen, dass Patentschutz zumin-
dest in Deutschland etwas ermöglicht, nämlich dass die
gefundenen neuen Erkenntnisse für alle verfügbar ge-
macht werden. Das ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt.

Darauf gründet sich ein großer Teil unserer Wirt-
schaftskraft und unseres Wohlstands. Das Patent ist folg-
lich ein elementarer Baustein unserer Wettbewerbswirt-
schaft und des wissenschaftlich-technischen Fortschritts.

Wir sehen aber auch die nicht unberechtigte Sorge
von Züchtern und Landwirten, dass Biopatente zu einer
zunehmenden Konzentration der Pflanzenzüchtung auf
wenige große Unternehmen sowie zu einer Verengung
der biologischen Vielfalt in der Produktion auf wenige
Hochleistungssorten und Rassen führen können. Der un-
gehinderte Zugriff auf genetische Ressourcen muss aber
allgemein möglich sein und bleiben. Ich glaube, das ist
eine Forderung, die wir alle unterschreiben können.

Biopatente stellen allerdings eine Besonderheit im
Patentrechtssystem dar. Wir haben es hier nicht mit tech-
nischer – toter – Materie zu tun, sondern mit Lebewesen,
die sich fortpflanzen und vermehren können. Dabei sind
die Belange der Naturwissenschaften, rechtliche Rah-
menbedingungen, ökonomische Nutzerinteressen und
nicht zuletzt auch ethische Grundsatzfragen zu berück-
sichtigen und miteinander in Einklang zu bringen – ein
sehr komplexes System also.

Die Erteilung von Patenten ist an das Europäische Pa-
tentübereinkommen sowie die EU-Biopatentrichtlinie
gebunden. Ich will mich jetzt nicht mit der Vergangen-
heit aufhalten. Ich nehme den Status, wie er ist, und kon-
zentriere mich darauf, wie man die weitere Entwicklung
in den Griff bekommen kann. Für eine Biopatentierung
muss die Frage gestellt werden, ob insbesondere die EU-
Biopatentrichtlinie, die konkrete Aussagen zur Reich-
weite von Biopatenten auf lebende Organismen enthält,
noch die Anforderungen an eine verantwortbare Politik
erfüllt oder ob Anpassungen in Erwägung gezogen wer-
den sollten.

Die derzeit geltenden europarechtlichen Grundlagen
– das ist wichtig – schließen nur Patente auf Pflanzensor-
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ten und Tierrassen aus. Aber wie ist mit patentierten Ver-
fahren umzugehen, die nicht auf den Schutz einer Sorte
oder Rasse gerichtet sind, sondern bewusst oberhalb
oder unterhalb dieser taxonomischen Ebene ganz legal
zu einem Patentschutz für Nutzpflanzen oder Nutztiere,
dem sogenannten abgeleiteten Stoffschutz, führen kön-
nen?

Als prominentestes Beispiel ist das mehrfach ange-
sprochene Brokkoli-Patent zu erwähnen, das im Juli vor
der Großen Beschwerdekammer des Europäischen Pa-
tentamtes in München verhandelt wird. Die Patentierung
von Pflanzen und deren Nachkommen ist hier mittels ei-
nes Verfahrenspatents – sozusagen durch die Hintertür –
möglich, da der Patentantrag sich nicht auf eine spezielle
Sorte bezieht.

Das sieht meine Fraktion sehr kritisch. Hier wird eine
klare – auch ethische – Grenze überschritten; das möchte
ich ganz deutlich postulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie
bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir müssen die Vielfalt unserer genetischen Ressourcen
an landwirtschaftlichen Nutztieren und Nutzpflanzen er-
halten. Unseren Landwirten und Züchtern müssen sie
auch weiterhin uneingeschränkt zur Verfügung stehen.

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind uns
der Bedeutung dieses Themas voll bewusst. Ministerin
Aigner hat bereits Mitte vergangenen Jahres zu einem
runden Tisch zum Thema Biopatentierung mit Vertretern
von Landwirtschaft, Industrie und Verbraucherschutzor-
ganisationen eingeladen. Ich halte es für wichtig, alle
Beteiligten an einen Tisch zu bringen.

Der Beirat für Biodiversität und genetische Ressour-
cen beim BMELV wurde gebeten, eine Analyse der zu
erwartenden Auswirkungen der Biopatentierung auf
Landwirtschaft und Züchtung durchzuführen. Das ange-
forderte Gutachten wird bereits in den nächsten Tagen
vorliegen. Wie ich gehört habe, wird es am kommenden
Mittwoch der Ministerin übergeben und der Öffentlich-
keit vorgestellt. Ich bin gespannt.

Mitte Juli wird vor der Großen Beschwerdekammer
des Europäischen Patentamtes eine Anhörung zum be-
reits erwähnten Brokkoli-Patent stattfinden. Dort soll ge-
klärt werden, welche technischen Schritte ausreichend
bzw. notwendig sind, um aus einem nicht patentierbaren
– ich zitiere – „im Wesentlichen biologischen Verfahren“
ein patentierbares „technisches Herstellungsverfahren“
zu machen. 

Ich schlage vor, das Gutachten des Beirats für Biodi-
versität und die Anhörung zum Brokkoli-Patent zunächst
abzuwarten und aus den Ergebnissen dann die nächsten
Schritte abzuleiten.

Zwei Fragestellungen werden dabei in den kommen-
den Wochen und Monaten im Mittelpunkt stehen.

Erstens. Ab wann ist ein Verfahren überhaupt paten-
tierbar?

Zweitens. Die Reichweite eines Patents ist ebenfalls
eine elementare Frage. Wie weit also darf sich der abge-
leitete Stoffschutz eines Verfahrenspatents überhaupt er-
strecken? Müssen die Nachkommen eines mittels des pa-
tentierten Verfahrens erzeugten Tieres oder einer
entsprechenden Pflanze vom Schutz des Patents erfasst
sein?

Die Kernbotschaften der heute zur Debatte stehenden
Anträge der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen, sich gegen eine Patentierung von Pflanzen und
Tieren starkzumachen, stehen in weiten Teilen im Ein-
klang mit der Position der Regierungskoalition – und
auch meiner persönlichen Position.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Daher plädiere ich – trotz der unterschiedlichen Vor-
stellungen zu Nutzung und Einsatzmöglichkeiten der
Biotechnologie; hier gab es ja oft genug Dissens – aus-
drücklich für einen breiten Konsens innerhalb des ge-
samten Hauses, der eine klare Grenze – ich sage es noch
einmal – zwischen Erfindungen als geistigen Leistungen
und Entdeckungen von natürlichen Ressourcen in Form
von Genen zieht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sollten die Positionen zu einem fraktionsüber-
greifenden Antrag bündeln. Das ist heute mein Vor-
schlag. Herr Miersch, ich nehme gern die Einladung an,
das gemeinsam zu tun. Wir liegen in der Zielprojektion
sehr nahe beieinander. Dies wäre nicht nur ein wichtiges
Signal gegenüber der Öffentlichkeit. Ein gemeinsamer
Antrag würde auch die Position Deutschlands in dieser
Frage auf EU-Ebene stärken und könnte eine Signalwir-
kung haben, um dann erforderliche Änderungen des eu-
ropäischen Rechts anzustoßen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Wilhelm

Priesmeier von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Lehmer, ich
danke Ihnen für Ihre Positionierung und auch für Ihre
Rede. Sie haben im Verhältnis zum Kollegen Harbarth
etwas abgerüstet. Ich glaube, das ist auch im Hinblick
auf die notwendige gemeinsame Zielfindung in diesem
Bereich vernünftig gewesen.

Meine Damen und Herren, wer die Schöpfungsge-
schichte im 1. Buch Mose gelesen hat, der weiß, dass
Gott die Welt in sechs Tagen erschaffen hat. Er hat uns
auch beauftragt: 
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… füllet die Erde und machet sie euch untertan und
herrschet über die Fische im Meer und über die Vö-
gel unter dem Himmel und über das Vieh und über
alles Getier, das auf Erden kriecht.

Da steht nichts vom Europäischen Patentamt. Gott sei
Dank!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Aber aus diesen Worten wird vielleicht deutlich, dass wir
eine ethische Verantwortung für all unser Tun und all un-
ser Handeln tragen, für den verantwortungsvollen Um-
gang miteinander, aber auch für den verantwortungsvol-
len Umgang mit unserer Umwelt und mit unseren
Mitgeschöpfen. Das sollten wir in dieser Debatte und ge-
rade auch in der Auseinandersetzung über die Frage der
Biopatente immer im Blick behalten.

Die Debatte hier wird von einem großen Grundkon-
sens getragen. Ich sehe durchaus die Möglichkeit, etwas
Gemeinsames zu formulieren und einen gemeinsamen
Beschluss zu fassen. Es wäre sicherlich auch für unsere
deutsche Position im Hinblick auf die europäische
Rechtsetzung hilfreich, wenn wir mit einer Stimme spre-
chen würden. 

Ich gebe zu: Die Rechtsmaterie ist recht kompliziert.
Ich bin Tierarzt und kein Jurist. Aber nehmen wir einmal
ein Beispiel aus der Praxis: In den 60er- und 70er-Jahren
haben wir große Fortschritte bei der Verbesserung der
Mastleistung von Schweinen erreicht. Insbesondere
wurde ein hoher Magerfleischanteil erreicht. Kollege
Holzenkamp könnte uns, wenn er da wäre, sagen, wie
wichtig das ist. Wir hatten aber auch Probleme: Wässri-
ges Fleisch schrumpfte beim Erhitzen in der Pfanne um
die Hälfte; das kennen Sie alle noch. Schweine sind zwar
nicht serienweise, aber häufig aufgrund von Kreislauf-
problemen umgefallen und verendet. 

Ein typisches Symptom für mich in der Behandlung
war das Bananenschwein; es war aufgrund einer Mus-
keldegeneration immer ein wenig gekrümmt. Ursache
dafür war ein Gen, das man nicht genau bestimmen
konnte. Es gab aber ein einfaches Verfahren: Die Tiere
wurden mit Halothan narkotisiert, und dann wurde ge-
schaut, wie sie reagieren. Daran konnte man feststellen,
ob das Tier eine positive oder eine negative Entwicklung
nehmen würde. Hätte jemand dieses Verfahren patentie-
ren lassen, hätte er ein Durchgriffsrecht bekommen, das
ihn am Umsatz eines jeden Schnitzels und Bockwürst-
chens beteiligt hätte. Der Verbraucher hätte dafür an der
Ladentheke unter Umständen die nächsten 20 Jahre ei-
nen höheren Preis bezahlen müssen, während der Erfin-
der zugleich in ganz entscheidender Weise die
Zuchtrichtung in Europa hätte mitbestimmen können. 

An diesem einfachen Beispiel wird deutlich, welche
Tragweite Biopatente für unsere Ernährung und unsere
Lebensmittel entfalten können. Lebensmittel sind ja ein
Mittel zum Leben und aus diesem Grunde nicht allein
ökonomischen Interessen preiszugeben. Dass das nicht
geschieht, dafür tragen auch wir die Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Im Kern muss es darum gehen, dass auch zukünftig
alle Züchter das tun können, was sie bereits seit Jahrhun-
derten tun, nämlich die Eigenschaften von Pflanzen und
Tieren so zu verbessern, dass ihr Nutzen zum Wohle al-
ler zunimmt. Das setzt einen Wettbewerb aller Züchter
untereinander voraus, und nicht nur zwischen einzelnen
Züchtern, die sich Patente gesichert haben. Die Zucht
war und ist immer eine große kulturelle Leistung. Diese
sollte man nicht kleinreden, auch wenn es natürlich sinn-
volle Regelungen für die Wahrung des geistigen Eigen-
tums geben muss. 

Wir stehen nun vor großen Herausforderungen. Wir
müssen die Produktivität der Tiere und der Nutzpflanzen
bis 2050 um mindestens 70 Prozent verbessern. Im Hin-
blick auf den Klimawandel haben wir Sorge dafür zu tra-
gen, dass standortangepasste Sorten entwickelt werden.
Hierzu muss auch die Gelegenheit gegeben werden; das
darf nicht mit globalen Patenten verhindert werden.
Vielmehr muss jeder einzelne Züchter die Gelegenheit
haben, das Zuchtprodukt, das gerade jemand vor ihm er-
reicht hat, weiter zu verbessern. In diesem Bereich darf
es keinen Ausschließlichkeitsanspruch geben. Dafür be-
nötigen wir einen verlässlichen und eindeutigen Rechts-
rahmen.

Bei der Umsetzung der Biopatentrichtlinie ist sicher-
lich nicht alles optimal gelaufen. Wir sollten aber dafür
Sorge tragen, dass weiterhin gerade das Züchterprivileg
und das Landwirteprivileg – für diesen Bereich können
und wollen wir ja Politik gestalten – erhalten bleiben.
Patente an sich bedeuten ein Monopol auf Zeit für eine
befristete oder ausschließliche Nutzung. Das kann natür-
lich von Dritten genutzt werden, aber nicht jeder ist dazu
in der Lage. 

Man muss das Augenmerk beim Patentrecht nicht nur
auf die europäische Ebene und die europäische Land-
wirtschaft richten, sondern auch darüber hinaus. Unter
Umständen sind Züchter nicht in der Lage, die Patentge-
bühren zu bezahlen. Wer heute erfahren hat, wie teuer es
sein kann, ein Patent anzumelden, der weiß nun, dass
man dafür viel Kompetenz und viel Geld braucht. Davon
kann man die Entscheidung im Patentrecht letztendlich
aber nicht ausschließlich abhängig machen. Da heute
70 Prozent der Biopatente von den zehn größten Unter-
nehmen angemeldet werden, muss man darüber nach-
denken, inwieweit das zur Monopolisierung der Pflan-
zen- und Tierzucht beiträgt. 

Ich hoffe, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass es
uns nach der Entscheidung am 20. Juli 2010 gelingen
wird, gemeinsam eine Position zu finden, die wir weiter-
entwickeln können und die allen nutzen wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt

hat nun die Kollegin Dr. Christel Happach-Kasan von
der FDP-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es

ist gut, dass wir bei dieser die Menschen im Lande be-
wegenden Frage, bei dieser Frage, die einen bedeuten-
den ethischen Hintergrund hat, zu einer vergleichsweise
großen Gemeinsamkeit gefunden haben. Ich denke, dass
damit die Voraussetzung dafür gegeben ist, dass wir ei-
nen gemeinsamen Antrag auf den Weg bringen. Ich be-
danke mich dafür.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Ich bedanke mich auch für das Beispiel, das Kollege
Priesmeier genannt hat. Es hat uns verdeutlicht, worum
es geht. Ich bedanke mich auch für den Beitrag des Kol-
legen Lehmer, der die ganze Palette beschrieben hat. 

Was uns im Zusammenhang mit der Biopatentrichtli-
nie und deren Umsetzung stört, ist die Tatsache, dass im-
mer mehr Anstrengungen unternommen werden, mit ju-
ristischen Methoden Minierfindungen rechtlich abzu-
sichern, statt mit naturwissenschaftlichen Methoden
neue Erfindungen zu erdenken. Genau das wollen wir
anders haben. Ich glaube, darüber sind wir uns einig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir sind uns aber auch darüber einig – das ist in den
Beiträgen deutlich geworden –, dass wir auch in Zukunft
Patente brauchen. Wir brauchen den Schutz geistigen Ei-
gentums bei biotechnologischen Erfindungen. Vor die-
sem Hintergrund möchte ich noch einmal deutlich ma-
chen: Es geht nicht um „Kein Patent auf Leben!“. Mit
diesem Schlachtruf vermitteln wir genau die falsche Bot-
schaft. Es gibt kein Patent auf Leben. Niemandem ist es
gelungen, eine chemische Verbindung zum Leben zu er-
wecken. Es gilt: Omne vivum ex vivo. Alles Leben ent-
steht aus Leben,

(Beifall des Abg. Dr. Wilhelm Priesmeier 
[SPD])

und deswegen kann Leben nicht patentiert werden. Da-
rüber sind wir uns alle, glaube ich, einig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Wilhelm
Priesmeier [SPD])

Gleichzeitig sollte man einmal sagen: Es ist nicht
sinnvoll, dass wir als eine erfindungsreiche Nation Pa-
tente stigmatisieren. Wir haben seit circa 130 Jahren
Patente auf Lebewesen. 1873 erhielt Louis Pasteur das
Patent auf Bäckerhefe. Wir haben inzwischen mehrere
Tausend Patente auf Mikroorganismen, und zwar nicht
nur auf Bakterien, sondern auch auf Pilze, beispielsweise
auf Hefen. Mit Hefen kann man verschiedene Sachen
machen: Abends trinken Sie das Bier oder den Wein – da

sind die Hefen mit dabei –, und morgens haben Sie ein
Brötchen gegessen; da ist die Hefe auch dabei. Sie spielt
eine Rolle beim Thema CO2, man kann Bioethanol da-
raus herstellen usw. Es gibt also viele verschiedene He-
fen. Eine ganze Reihe von ihnen ist patentiert, damit die
Erfindung bewahrt wird. Wir müssen sagen: Das wollen
wir weiterhin so haben. 

Wir wollen auch, dass die Krebsmaus als Instrument
zur Erforschung von Krebs und für die Ermittlung von
Heilmitteln genutzt wird. Das ist aber etwas ganz ande-
res als das, was beispielsweise mit einem Schnitzelpa-
tent versucht wird. Das wollen wir alle miteinander
nicht.

Die Studie „Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gungspotenziale der Biotechnologie in Deutschland“,
die von der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie,
Energie zusammen mit dem Fraunhofer-Institut, der
Hans-Böckler-Stiftung und der Industrievereingung Bio-
technologie vorgelegt wurde, sagt uns ganz deutlich,
dass wir erhebliche Potenziale haben. Es gilt, was im Fa-
zit steht: Die Biotechnologie ist eine ausgesprochene
Spitzen- und Wachstumstechnologie. Sie schafft Ar-
beitsplätze. Dafür muss die Rote, Weiße und Grüne Bio-
technologie in ihrer gesamten Bandbreite forciert ange-
wendet werden. 

Um die Erfindungshöhe zu halten, brauchen wir Pa-
tente. Es ist unsere Aufgabe als Politikerinnen und Poli-
tiker, einen rechtlichen Rahmen zu schaffen, der unseren
Anforderungen genügt. Wir wollen nur Erfindungen mit
einer bestimmten Erfindungshöhe und keine Kleinigkei-
ten patentieren. Herkömmliche Verfahren und Produkte
aus herkömmlichen Verfahren wollen wir nicht patentie-
ren; das ist zurzeit der Fall. Wir wollen sicherstellen,
dass wir weiterhin ein Land sind, in dem es Innovationen
gibt, die zum Wohle der Menschen angewendet werden,
und zwar nicht nur in Deutschland, sondern auch in an-
deren Ländern. 

Zur Bewältigung der Herausforderungen im Bereich
des Klimawandels und der Welternährung brauchen wir
entsprechende Erfindungen. Ich glaube, dass wir auf ei-
nem guten Weg sind, wenn wir uns über unsere Positio-
nen in dieser rechtlich ausgesprochen schwierigen Frage
austauschen und zu einem gemeinsamen Beschluss kom-
men.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/2016 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen.

Die Vorlage auf Drucksache 17/2141 soll an die in der
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse überwiesen
werden, die Federführung ist jedoch strittig. Die Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP wünschen Federführung
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beim Rechtsausschuss, die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen wünscht Federführung beim Ausschuss für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 

Ich lasse zuerst über den Überweisungsvorschlag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, also Federführung
beim Agrarausschuss, abstimmen. Wer stimmt für diesen
Überweisungsvorschlag? – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Der Überweisungsvorschlag ist mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion bei Ge-
genstimmen der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Überweisungsvorschlag der
Fraktionen der CDU/CSU und FDP, Federführung beim
Rechtsausschuss, abstimmen. Wer stimmt für diesen
Überweisungsvorschlag? – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Der Überweisungsvorschlag ist mit gleichen
Mehrheitsverhältnissen angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung des Berichts des Petitionsausschusses
(2. Ausschuss)

Bitten und Beschwerden an den Deutschen
Bundestag
Die Tätigkeit des Petitionsausschusses des
Deutschen Bundestages im Jahr 2009

– Drucksache 17/2100 –

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. Gibt es Wider-
spruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Vorsitzenden des Petitionsausschusses, Kersten
Steinke von der Fraktion Die Linke, das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Kersten Steinke (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-

ehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ausschuss-
dienstes! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seit
nunmehr 61 Jahren ist der Petitionsausschuss die zentrale
Einrichtung unseres Parlaments für die Behandlung aller
an den Deutschen Bundestag gerichteten Bitten und Be-
schwerden aus der Bevölkerung. Trotz aller Klagen über
eine in Deutschland grassierende Politikverdrossenheit
wurden 2009 18 861 Petitionen von den Bürgerinnen und
Bürgern eingereicht. Diese Zahl macht deutlich, welch
enormes Vertrauen unserem Parlament und somit uns
Abgeordneten entgegengebracht wird. Verstärkt wird
diese Tatsache dadurch, dass sich hinter dieser Zahl von
18 861 Einzelpetitionen fast 900 000 Unterstützerinnen
und Unterstützer von Massen- und Sammelpetitionen
verbergen. 

Noch beeindruckender sieht das Bild aus, wenn man die
Nutzung unseres Internetportals betrachtet. 525 000 Nut-
zer haben sich allein im Berichtsjahr registrieren lassen.
Es gab über 1 Million Mitzeichnungen von öffentlichen
Petitionen, und circa 60 000 Diskussionsbeiträge wur-
den abgegeben. Am Montag, also vor drei Tagen, haben

wir in einer öffentlichen Sitzung über die wirtschaftli-
che Lage der Hebammen beraten, die sich mit der Re-
kordzahl von 180 000 Unterstützerinnen und Unterstüt-
zern an das Parlament gewandt haben. Bereits im
Februar hatten wir es mit einer ähnlich hohen Zahl von
Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern zu tun, als wir die
im Berichtsjahr 2009 eingegangene Petition zum Thema
Internetsperren behandelten. So erfreulich die Entwick-
lung dieses Portals auch ist und so sehr wir es begrüßen,
dass auf diese Weise die Petitionsmöglichkeiten in der
Bevölkerung besser bekannt werden, dürfen wir nie ver-
gessen: Unser Kerngeschäft bleibt die herkömmliche Pe-
tition, die persönliche Bitte und Beschwerde. 

Der Einzelpetent, der keine Unterstützer an seiner
Seite hat, wird von uns genauso ernst genommen und
seine Eingabe wird genauso sorgfältig geprüft und bear-
beitet wie die Masseneingabe mit 100 000 oder mehr
Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern. 

(Beifall im ganzen Hause)

Erwähnen möchte ich an dieser Stelle den Polizisten, der
seiner erkrankten Ehefrau eine Niere spenden wollte und
der zunächst die Auskunft erhielt, danach den Polizei-
dienst nicht mehr ausüben zu dürfen. Der Petitionsaus-
schuss konnte hier wie auch in den folgenden Beispielen
helfen.

In weiteren Petitionen ging es um die bessere Aus-
wahl einer passenden Rehabilitationsklinik für ein be-
hindertes Kind, die nachträgliche Zuerkennung einer Er-
werbsminderungsrente oder die Anerkennung von
Kindererziehungszeiten für 13 Pflegekinder, die die Pe-
tentin neben ihren eigenen vier Kindern im Laufe der
Jahre in ihrer Familie aufgenommen hatte.

Meine Damen und Herren, zu Beginn habe ich von
Vertrauen gesprochen, das Petentinnen und Petenten uns
entgegenbringen. Dieses Vertrauen müssen wir aber auch
durch sorgfältige Arbeit rechtfertigen. Doch angesichts
der großen Zahl von Petitionen ist es nicht einfach, das
große Arbeitspensum immer in angemessener Zeit zu er-
ledigen. Dies geht nur mit einer ausreichenden organisa-
torischen und materiellen Ausstattung sowie mit qualifi-
ziertem und hochmotiviertem Personal. Auf dieses
Personal des Petitionausschussdienstes und der Fraktio-
nen können wir Abgeordneten uns jederzeit verlassen. 

Gerade unsere öffentlichen Petitionen bedürfen eines
höheren Betreuungs- und Arbeitsaufwandes, welcher
den Ausschussdienst oft an die Grenzen der Kapazität
bringt. Ich möchte mich deshalb besonders bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Petitionsausschuss-
dienstes unter Leitung Herrn Haases recht herzlich be-
danken und den Wunsch und die Hoffnung äußern, dass
die Zusammenarbeit weiterhin so gut bleibt, wie sie jetzt
ist.

(Beifall im ganzen Hause)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ausgesprochen är-
gerlich sind bei der hohen Arbeitsbelastung und den
knappen Ressourcen Posteingänge von einigen wenigen
Petenten, die sich mit großer Regelmäßigkeit an den


